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Beschlussempfehlung und Bericht
des Ausschusses für die Angelegenheiten der Europäischen Union
(22. Ausschuss)

zu der Unterrichtung durch das Europäische Parlament
– Drucksache 14/3723 Nr. 1.1 –

Entschließung des Europäischen Parlaments mit seinen Vorschlägen
für die Regierungskonferenz (14094/1999 – C5 – 0341/1999 – 1999/0825 (CNS))

A. Problem

Auf seiner Tagung am 10. und 11. Dezember 1999 in Helsinki beschloss der
Europäische Rat, die Regierungskonferenz über die institutionellen Reformen
in der Europäischen Union Anfang Februar 2000 zu eröffnen und bis Dezember
2000 abzuschließen, um so die EU in die Lage zu versetzen, ab Ende 2002 nach
der Ratifizierung der Konferenzergebnisse neue Mitgliedstaaten aufzunehmen.
Für die Tagesordnung der Konferenz wurde beschlossen, vorrangig die bei den
Verhandlungen zum Amsterdamer Vertrag ungelösten Fragen der Größe und
Zusammensetzung der Europäischen Kommission, der Stimmenwägung im Rat
und der möglichen Ausweitung der Abstimmungen mit qualifizierter Mehrheit
zu prüfen. Weitere notwendige Vertragsänderungen sollten im Rahmen der
Konferenz angegangen werden, soweit sie sich in Bezug auf die europäischen
Organe im Zusammenhang mit den vorgenannten Fragestellungen und im Zuge
der Umsetzung des Vertrages von Amsterdam ergäben. Dem Vorsitz der Konfe-
renz wurde aufgegeben, dem Europäischen Rat über die erzielten Fortschritte
Bericht zu erstatten und gegebenenfalls zusätzliche Themen für die Tagesord-
nung vorzuschlagen. Die Eröffnung der Regierungskonferenz fand am 14. Feb-
ruar 2000 statt. Das Europäische Parlament wurde gemäß Artikel 48 Abs. 2
EU-Vertrag am 3. Februar 2000 zur Einberufung der Konferenz vom Rat kon-
sultiert und verabschiedete am 13. April 2000 die vorliegenden Vorschläge an
die Regierungskonferenz. Inhaltliche Schwerpunkte sind die Zusammenset-
zung und Funktionsweise der Organe und Institutionen der Union sowie die
Reform der Beschlussfassungsverfahren. Darüber hinaus spricht sich das Euro-
päische Parlament für einen konstitutionellen Prozess in der EU, die Ein-
beziehung der Charta der Grundrechte in den EU-Vertrag, die Reform der
Regelungen für die verstärkte Zusammenarbeit sowie die Stärkung der
außenpolitischen Rolle und der inneren Politiken der EU aus. Die Vorschläge
des Europäischen Parlaments fließen über zwei Vertreter in die Beratungen der
Gruppe der Regierungsbeauftragten ein. Bei den monatlich stattfindenden Tref-
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fen der Außenminister der Mitgliedstaaten der Europäischen Union zur Regie-
rungskonferenz findet zusätzlich jeweils eine Aussprache mit der Präsidentin
des Europäischen Parlaments statt.

B. Lösung

Annahme eines Beschlusses, mit dem der Deutsche Bundestag seine Bedenken
hinsichtlich der vom Europäischen Parlament vorgeschlagenen Ausweitung der
Tagesordnung der laufenden Regierungskonferenz über die institutionellen Re-
formen sowie seine Ablehnung der Vorschläge des Europäischen Parlaments
zur Reform des Europäischen Rechnungshofes unterstreicht.

Annahme mit den Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE
GRÜNEN und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und
der F.D.P.

C. Alternativen

Kenntnisnahme der Entschließung.

D. Kosten

Wurden nicht erörtert.
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Beschlussempfehlung

Der Bundestag wolle zu der Entschließung des Europäischen Parlaments
mit seinen Vorschlägen für die Regierungskonferenz – Drucksache 14/3723
Nr. 1.1 – (Anlage) auf der Grundlage des Votums des Haushaltsausschusses
vom 5. Juni 2000 beschließen:

1. Der Deutsche Bundestag hat gegen die in den laufenden Nr. 24 bis 25 aufge-
führten Vorschläge des Europäischen Parlaments für die Regierungskonfe-
renz Bedenken. Das Mandat der Regierungskonferenz sollte auf erweite-
rungsrelevante Fragestellungen begrenzt bleiben, um einen rechtzeitigen und
erfolgreichen Abschluss der Konferenz bis zum Ende des Jahres unter fran-
zösischer Präsidentschaft zu gewährleisten. Die Schaffung eines Europäi-
schen Staatsanwalts gehört nach Auffassung des Deutschen Bundestages
nicht zu den erweiterungsrelevanten Themen. Zudem ist daran zu erinnern,
dass erst unter der deutschen EU-Präsidentschaft die Betrugsbekämpfungs-
behörde „OLAF“ geschaffen wurde. Es sollten die Erfahrungen mit dieser
Behörde abgewartet werden, bevor an die Schaffung neuer EU-Institutionen
gedacht wird.

2. Die Unabhängigkeit des Bundesrechnungshofes darf nicht angetastet werden.
Der Deutsche Bundestag unterstützt nachdrücklich die in den Schreiben der
Präsidentin des Bundesrechnungshofes vom 7. April und 7. August 2000 an
den Bundeskanzler und an Staatssekretär Dr. Frank-Walter Steinmeier zum
Ausdruck gebrachte Position des Bundesrechnungshofes, dass die durch den
Amsterdamer Vertrag in den EG-Vertrag eingeführte Regelung zur Zusam-
menarbeit zwischen dem Europäischen Rechnungshof und den nationalen
obersten Rechnungskontrollbehörden beibehalten werden sollte. Es besteht
kein Handlungsbedarf, diese inzwischen bewährte Regelung in Frage zu stel-
len. Der Deutsche Bundestag lehnt daher ausdrücklich die vom Europäischen
Parlament geforderten „Durchgriffsrechte“ des Europäischen Rechnungshofes
auf nationale Finanzkontrollorganisationen bzw. Rechnungshöfe ab und bittet
die Bundesregierung, diese Auffassung weiterhin nachhaltig zu vertreten.

3. In Übereinstimmung mit der Auffassung des Bundesrechnungshofes befür-
wortet der Deutsche Bundestag aus Kosten- und Effizienzgründen eine ma-
ximale Obergrenze von 15 für die Anzahl der Mitglieder des Europäischen
Rechnungshofes. Auch das Europäische Parlament fordert eine Obergrenze.
Wie der Bundesrechnungshof richtig anmerkt, könnte mit dieser Obergrenze
die Umstellung auf ein wie auch immer geartetes Kammersystem vermieden
werden. Bei der Einführung einer Obergrenze ist allerdings sicherzustellen,
dass das Auswahlverfahren eine angemessene deutsche Vertretung bei der
Entsendung von Mitgliedern des Europäischen Rechnungshofes gewährleis-
tet.

4. In Übereinstimmung mit dem Europäischen Parlament fordert der Deutsche
Bundestag, dass die Mitglieder des Europäischen Rechnungshofes künftig
vom Rat mit qualifizierter Mehrheit benannt werden. Dabei sollte es aber
beim derzeitigen Anhörungsrecht für das Europäische Parlament bleiben. Die
Beibehaltung der Einstimmigkeit im Rahmen einer Obergrenze für die Zahl
der Mitglieder könnte die Gefahr heraufbeschwören, dass einzelne Mitglied-
staaten durch Blockadehaltungen die Funktionsfähigkeit des Europäischen
Rechnungshofes gefährden.
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Berlin, den 28. November 2000

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen Union

Dr. Friedbert Pflüger
Vorsitzender

Michael Roth (Heringen)
Berichterstatter

Peter Altmaier
Berichterstatter

Christian Sterzing
Berichterstatter

Dr. Helmut Haussmann
Berichterstatter

Manfred Müller (Berlin)
Berichterstatter
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Bericht der Abgeordneten Michael Roth (Heringen), Peter Altmaier, Christian
Sterzing, Dr. Helmut Haussmann und Manfred Müller (Berlin)

1. Beratungsverfahren

Durch die Unterrichtung über die gemäß § 93 der Geschäfts-
ordnung an die Ausschüsse überwiesenen Vorlagen vom
30. Juni 2000 (Drucksache 14/3723 Nr. 1.1 – Anlage –) ist
die Entschließung des Europäischen Parlaments mit seinen
Vorschlägen für die Regierungskonferenz an den Ausschuss
für die Angelegenheiten der Europäischen Union federfüh-
rend und an den Auswärtigen Ausschuss, den Innenaus-
schuss, den Rechtsausschuss, den Finanzausschuss, den
Ausschuss für Wirtschaft und Technologie, den Ausschuss
für Arbeit und Sozialordnung und den Haushaltsausschuss
zur Beratung überwiesen worden.

DerHaushaltsausschuss hat in seiner 53. Sitzung am 5. Juli
2000 beschlossen:

1. Der Haushaltsausschuss hat gegen die in den laufenden
Nr. 24 bis 25 aufgeführten Vorschläge des Europäischen Par-
laments zur Regierungskonferenz A5-0086/2000 Bedenken.
Das Mandat der EU-Regierungskonferenz sollte auf erweite-
rungsrelevante Fragestellungen begrenzt bleiben, um einen
rechtzeitigen und erfolgreichen Abschluss der Regierungs-
konferenz bis zum Ende des Jahres unter französischer Prä-
sidentschaft zu gewährleisten. Die Schaffung einer europäi-
schen Staatsanwaltschaft gehört nach Auffassung des
Haushaltsausschusses nicht zu den erweiterungsrelevanten
Themen. Zudem ist daran zu erinnern, dass erst unter der
deutschen EU-Präsidentschaft die Betrugsbekämpfungsbe-
hörde „OLAF“ geschaffen wurde. Es sollten die Erfahrun-
gen mit dieser Behörde abgewartet werden, bevor an die
Schaffung neuer EU-Institutionen gedacht wird.

2. Die Unabhängigkeit des Bundesrechnungshofes darf nicht
angetastet werden. Der Haushaltsausschuss unterstützt
nachdrücklich die im Schreiben der Präsidentin des Bundes-
rechnungshofes vom 7. April an den Bundeskanzler und an
den Staatssekretär Dr. Steinmeier (Adrs. 195) zum Ausdruck
gebrachte Position des Bundesrechnungshofes, dass die
durch den Amsterdamer Vertrag in den EG-Vertrag einge-
führte Regelung zur Zusammenarbeit zwischen dem Europä-
ischen Rechnungshof und den nationalen Obersten Rech-
nungskontrollbehörden beibehalten werden sollte. Es besteht
kein Handlungsbedarf, diese inzwischen bewährte Regelung
in Frage zu stellen.

Der Haushaltsausschuss lehnt daher ausdrücklich die vom
EP geforderten „Durchgriffsrechte“ des Europäischen
Rechnungshofes auf nationale Finanzkontrollorganisationen
bzw. Rechnungshöfe ab und bittet die Bundesregierung,
diese Auffassung weiterhin nachhaltig zu vertreten.

3. In Übereinstimmung mit der Auffassung des Bundesrech-
nungshofes befürwortet der Haushaltsausschuss aus Kosten-
und Effizienzgründen eine maximale Obergrenze von 15 für
die Anzahl der Mitglieder des Europäischen Rechnungsho-
fes. Auch das EP fordert eine Obergrenze. Wie der Bundes-
rechnungshof richtig anmerkt, könnte mit dieser Obergrenze
die Umstellung auf ein wie auch immer geartetes Kammer-

system vermieden werden. Bei der Einführung einer Ober-
grenze ist allerdings sicherzustellen, dass das Auswahlver-
fahren eine angemessene deutsche Vertretung bei der
Entsendung von ERH-Mitgliedern gewährleistet.
4. In Übereinstimmung mit dem EP fordert der Haushalts-
ausschuss, dass die Mitglieder des ERH künftig vom Rat mit
qualifizierter Mehrheit benannt werden. Dabei sollte es aber
beim derzeitigen Anhörungsrecht für das EP bleiben. Die
Beibehaltung der Einstimmigkeit im Rahmen einer Ober-
grenze für die Zahl der Mitglieder könnte die Gefahr herauf-
beschwören, dass einzelne Mitgliedstaaten durch Blockade-
haltungen die Funktionsfähigkeit des Europäischen
Rechnungshofes gefährden.
Der Auswärtige Ausschuss hat in seiner 50. Sitzung am
27. September 2000, der Innenausschuss in seiner 42. Sit-
zung am 27. September 2000, derRechtsausschuss in seiner
61. Sitzung am 27. September 2000, der Finanzausschuss in
seiner 69. Sitzung am 27. September 2000, der Ausschuss
für Wirtschaft und Technologie in seiner 37. Sitzung am
27. September 2000 und der Ausschuss für Arbeit und
Soziales in seiner 52. Sitzung am 27. September 2000 be-
schlossen, die Entschließung des Europäischen Parlaments
zur Kenntnis zu nehmen.

2. Gegenstand des Antrags

Das Europäische Parlament hat am 13. April 2000 mit 238 zu
147 Stimmen bei 73 Enthaltungen inhaltliche Vorschläge für
die laufende Regierungskonferenz über die institutionellen
Reformen in der EU verabschiedet. Im Bereich der
„Left-overs“ von Amsterdam fordert das EP zunächst die
Einführung der doppelten einfachen Mehrheit für Abstim-
mungen im Rat sowie den Übergang zur qualifizierten Mehr-
heitsentscheidung nach diesem Modus als Regel. Die Ein-
stimmigkeit soll nur bei Beschlüssen mit konstitutionellem
Charakter, die von den Mitgliedstaaten ratifiziert werden
müssen, beibehalten werden. Hinsichtlich der Größe und Zu-
sammensetzung der Europäischen Kommission zeigt sich
das Parlament sowohl gegenüber einer Begrenzung auf 20
Mitglieder mit einem gleichberechtigten Rotationssystem
als auch gegenüber dem Modell eines Kommissars pro Mit-
gliedstaat mit gleichzeitiger Stärkung der Rolle des Präsi-
denten und Bildung einer inneren Hierarchie offen. Für die
Zahl der Abgeordneten des Europäischen Parlaments fordert
die Entschließung eine zum Bevölkerungsanteil der Mit-
gliedstaaten proportionale Festlegung bei einer garantierten
Mindestzahl von vier Abgeordneten pro Mitgliedstaat. Bei
der Reform der Beschlussfassungsverfahren soll die Mitent-
scheidung des EP als Regelfall im legislativen Bereich fest-
geschrieben werden.
Über die „Left-overs“ hinaus fordert das EP, dass die Neure-
gelung der verstärkten Zusammenarbeit einen Anreiz für die
Fortentwicklung der Union darstellen müsse. Von ihr solle
nur dann Gebrauch gemacht werden, wenn sich eine Maß-
nahme der Union insgesamt als unmöglich erweist. Die ver-
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stärkte Zusammenarbeit müsse mindestens ein Drittel der
Mitgliedstaaten betreffen und über die Einleitung einer ver-
stärkten Zusammenarbeit solle vom Rat mit qualifizierter
Mehrheit auf Vorschlag der Kommission und nach Zustim-
mung des Parlaments entschieden werden. Des Weiteren gibt
das EP Empfehlungen zu Neuregelungen für den Gerichts-
hof und das Gericht Erster Instanz, die Europäische Zentral-
bank, den Ausschuss der Regionen und den Wirtschafts- und
Sozialausschuss. Weitere Vorschläge betreffen die Schaf-
fung eines Europäischen Staatsanwalts. Für den Europäi-
schen Rechnungshof fordert das EP eine feste Zahl von Mit-
gliedern, die vom Rat mit qualifizierter Mehrheit nach
Zustimmung des Parlaments ernannt und alle drei Jahre teil-
weise nachbesetzt werden sollen. Der Rechnungshof müsse
weiterhin ein direktes Durchgriffsrecht auf die Finanzkont-
rolle nationaler und regionaler Behörden haben, wenn und in
dem Maße wie diese an der Ausgabentätigkeit zu Lasten des
EU-Haushaltsplans beteiligt seien. In einem zweiten Teil er-
hebt das Europäische Parlament Forderungen für einen kon-
stitutionellen Prozess in der EU, der insbesondere die Zwei-
teilung und Vereinfachung der Verträge, eine klarere
Abgrenzung der Zuständigkeiten zwischen der europäischen
und der nationalen Ebene und die Einführung der Grund-
rechtecharta in den EU-Vertrag enthalten müsse.

3. Beratungsverfahren – federführender
Ausschuss

DerAusschuss für die Angelegenheiten der Europäischen
Union hat sich seit Beginn der Regierungskonferenz im
Februar 2000 kontinuierlich mit dem Fortgang der Verhand-
lungen zu den institutionellen Reformen in der EU befasst.
Berichte und Beschlussempfehlungen zum Stand der Konfe-
renz wurden am 30. Mai 2000 (Drucksache 14/3472), am

20. Juli 2000 (Drucksache 14/3903) und am 1. November
2000 (Drucksache 14/4457) ans Plenum gegeben. Zur Ent-
schließung des Europäischen Parlaments mit seinen Vor-
schlägen für die Regierungskonferenz beschloss der Aus-
schuss in seiner 55. Sitzung am 8. November 2000 mit den
Stimmen der Fraktionen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN
und PDS gegen die Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU
und der F.D.P, unter Kenntnisnahme der Entschließung dem
Votum des Haushaltsausschusses vom 5. Juli 2000 zuzustim-
men.

Hinsichtlich der ausführlichen Bewertungen der Fraktio-
nen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, CDU/CSU und
F.D.P. zum Verlauf der Regierungskonferenzverhandlun-
gen wird auf die jeweiligen Fraktionsanträge (Druck-
sachen 14/3514, 14/3377 und 14/3522) verwiesen. In der
Diskussion zur EP-Entschließung wurden insbesondere die
Vorschläge zur Reform des Europäischen Rechnungshofes
thematisiert. Die Fraktion der SPD war der Ansicht, dass
für die Regelung der Zusammenarbeit zwischen den natio-
nalen Obersten Rechnungskontrollbehörden und dem Euro-
päischen Rechnungshof keine Änderungen notwendig
seien. Insbesondere wende man sich gegen die vom EP
vorgeschlagene Schaffung von Durchgriffsrechten des
Europäischen Rechnungshofes gegenüber den nationalen
Rechnungshöfen. Die SPD-Fraktion unterstütze daher die
Bedenken, die der Haushaltsausschusses in seiner Sitzung
am 5. Juli 2000 geäußert habe. Die Fraktionen BÜNDNIS
90/DIE GRÜNEN und PDS stimmten dieser Bewertung
zu. Die Fraktionen der CDU/CSU und der F.D.P. bedauer-
ten hingegen, dass der Haushaltsausschuss sich nicht habe
entschließen können, der Initiative des Europäischen Par-
laments zu folgen, die eine Stärkung der Rechte des Euro-
päischen Rechnungshofes auch bei der Kontrolle in den
Mitgliedstaaten vorsehe.

Berlin, den 28. November 2000

Michael Roth (Heringen)
Berichterstatter

Peter Altmaier
Berichterstatter

Christian Sterzing
Berichterstatter

Dr. Helmut Haussmann
Berichterstatter

Manfred Müller (Berlin)
Berichterstatter
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Anlage
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